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Das Programm der Fortschrittspartei.
Vor vierzehnTagen theilten wir den Brief«mit, den

einer unserer Freunde in Ostprenßenan uns gerichtet hatte.
Er machte uns aufmerksam auf das neue Programm oder

die neue Losung, welche der OstpreiißischeAbgeordnete
v. SauckeniTarputschen der Volksparteianeinpfohlen
l)atte. Sie sollte lauten: »Es darf kein Pfennig mehr
an Einkommen- und Klassensteuer erhoben wer-
den, als die Volksvertretung alljährlich bewilligt.«
Aber der Briefsteller fügte auch linzu, daßHerr v. Saucken
damit das alte Programm der ortschrittspartei nicht auf-
heben, sondern erfüllen wollte.

· ·

Herr v. Saucken hat Recht; das alte, nochimmer nicht
erfüllte,Programm muß unverbrüchlich das unsrige blei-
ben. Damit es aber erfüllt werde, mü en wir, ein Jeder
an seinem Theile und nach seinen Krä ten, dafür sorgen,
daß wir endlich eine Regierung bekommen, die mit redlichem
Ernste dieses Programm auch zu dem ihrigen macht.

JM Herbst 1858 hatten wir ein Abgeordnetenhausge-

wählt,dessengroßeMehrheit aus freisinnigenund vaterlands-
liebenden Männern bestand. Aber diese Mehrheit handelte

erade in den entschiedenstenFragen und insbesondere bei der

Frageüber die Militär-Reorganisationnicht so, wie das Volk
es von ihr erwartet hatte. Gerade da, wo es am meisten
darauf ankam, konnte sie sichnicht entschließen,einem zwar
wohlmeinenden, aber allzu nach iebigen Ministerium gegen-
über ein entschiedenes Nein zu fsagemAls UUU dieses Ab-

eordnetenhaus am 5. Juni 1861 seine letzte Sitzung ge-
haltenhatte und die Wahlen zu einem neuen Abgeordneten-

ause bevorstanden: da trat eine Anzahlklugerund entschlossener
iänner zusammen,und forderte die Gleichgesinntenim Lande

aus, eine neue Partei des entschiedenen Fortschritts zu
bilden. Diese Männer standen an Einsicht und Thatkraft
alle einander gleich;wir nennen nur die allbekannten Namen

Schulze-Deiitzsch, Virchow, Forrkenbeck, Unruh,
Hei-erben Scheu am 9. Juni erließensie einen Wahl-
aufruf, der unter dem Namen »Programm der Fort-
schrittspartei« damals überall verbreitet wurde. Dem
westnkllchmInhalte dieses Programms haben, theils mit,
theils ohne ausdrücklicheErklärung, sich alle freisinnigen
Männer in PUJUßFUangeschlossen,auch die, welche nicht
stradiI u sichMitgliederder Fortschrittsparteinennen wollten.

Dies Programm Ist- Wie gesagt,nochheute das Programm
aller frei und klar denkenden Männer des PreußischenVol-
kes Und wird es bleiben, bis sein letzter Buchstabe er-

üllt it. Damit aber Jedermann sichde en bewu·t bleibe,Theilenisvirseinen wesentlichenInhalt mit.ss V

»Die Verfassung««,»sagtdas Programm, ,,ist das unlös-
bare Band, welches Furst und Volk zusammenhält.«Natür-
lich ist sie ein solches Band nur dann, wenn sie geh ilten
und ausgeführt wird. Damit sie unter allen Umständen
gehalten werdenmusse, ist von ihr selbst die Verantwortlich-
keit der Minister angeordnet worden. Aber diese Verant-
wortlichkeitchleibtein leeres Wort, wenn die Minister nicht
wegen Verfassungsverletzungvor Gericht gestellt werden kön-
nen. Darum fordert das Programm die endlicheAusführungdes Art. 61 der Verfassung. Dieser Artikel gebietet bekannt-
lich, daß ein besonderes Gesetz über die Art und Weise er-

lassen werden soll, wie die Minister »wegen des Verbrechens
der Verfasun sverletzung,der Bestechungund des Verrathes«
vor dem oberstenGerichtshose der Monarchie verantwortlich

gemachtwerden können. Aber dieses Gesetz ist trotz aller
Mahnungenvon Seiten des Volkes und des Abgeordneten-

hauses bis heute noch nicht erlassen worden.

Ferner reicht es nicht aus, nur gegen Ueber risse der

Minister geschütztzu sein. Denn auchunter verfassiikhgstreuen
Ministernhaben wir keinen ausreichendenSchutz gegen will-
kürlicheund ungerechteHandlungen hoher und niederer Be-
amten, so lange uns gegen Rechtsverletzungenvon ihrer Seite
in unzähligenFällen nur eine.Beschwerdebei der vorgesetzten
Behörde,nicht aber die Berufung an die Gerichtedes-Landes
zusteht. Darum verlangt das Proiranini, dem Geiste der
Verfassung gemaß,die Abschannga er Gesetze, welche den
Rechtsweggegen Beamte »inschadlicherWeise erschwerenoder
ganz versperren. Auch konnen wir in vielerlei andern Pro-
zessenlein volles Vertrauen zu der Gerechtigkeit und Un-
parteilichkeitrichterlicherUrtheile nur dann haben, wenn alle
GesetzeundEinrichtungenabgeschafftsind, durch welchedie

Unabhangigkeit des Richterstandes gefährdeterschei-
nen kann.

Die Beschützungunseres Rechtes»1mch»a!lenSeiten hin,
nach unten wie nach oben, ist für die Freiheit nnd die Wohl-
fahrt des Volkes uiid jedes Einzelnenschlechterdingsnoth-
wendig» Doch reicht sie lange nicht ans, um uns Freiheit
und Wohlfahrt in dem nothigenMaße zu gewähren. Dazu
gehörennoch viele»andereEinrichtungendes Staates, die der

ehrlichenund verstandigenArbeit des einzelnenMannes zur
Hülfe kommen mussen. Und nicht blos neuer Einrich-
tungen, sondern fast mehr nochbedürfenwir der Beseitigung
alter Einrichtungen- die ein fortwährenderHemmschuhfür



das geistige und leibliche Wohl des gesamnitenVolkes sind.
Aus diesem Grunde stillt das Programm eine Reihe weiterer

Forderungen auf.
Es fordert eine bessere,mit den Bedürfnissender Bildung

unserer Zeit in vollem Eiiiklange stehende Einrichtung des

gesaininteiiUnterrichtsivesens, besonders in der Volks-

schule. Das Programmerklärt es für schlechthinnothwen-
dig, daß die bisherigen Regulative und andere ziverkrvidrige
Normalvorschristen endlich beseitigtund endlich das von

Art. 26 vorgeschriebeneUnterrichtsgesetz erlassen werde.
Es verlangt ferner im gleichen Interesse

der Religion
und des Staates, daß die volle Religionsreiheit, und die

volle Gleichheit der bürgerlichenund staatsbürgerlichen
Rechte Und Pflichten, wie Art. 12 es schon längst vor-

schreibt, den B»ekenneriijedes Glaubens ungeschmälert
Und gan gewahrt werde· Die Kirche hat den hohen nnd

heili en
s eruf, die Seelen der Menschen zu echter Und

nnge chminkterFrömmigkeitzu erheben. Damit sie diesen
Beruf mit ungebrochener Kraft rein und ganz er-

füllen könne, verlangt das Programm »
die Tren-

nung des Staates von der Kirche« Denn eine

Kirche, die einestheils Rechte besitzt, wie sie nur einer

weltlichen Obrigkeit zukommen, und andererseits in ihrem
eigenen inneren Leben von der Staatsgewalt abhängt, eine

solcheKirche verfällt nur allzuleicht dem Schicksale,aus einer

Dienerin der Religion die Dienerin ihrer eigenen weltlichen
Interessen, oder auch der jedesmal im Staate herrschenden
Partei zu werden.

Auf dem ureigenen Gebiete des Staates selbst verlangt
dann das Programm vor Allem eine andere und bessere
-Gemei11de-, Kreis- und Provinzialverfassung.«
Jn diesenVerfassungensollen die längstverstorbenenständischen
Unterscheidungen, d. h. die Unterscheidung der Rittergutss
besitzer, der Bürger und der Bauern als besonderer und

ungleich berechtigter Stände, endlich aufgehobenwerden.

Namentlich soll die gutsherrliche Polizei beseitigt werden.
Dagegen sollen die wahrenGrundsätzeder Gleichberechti-

gyunguer der Selbstverwaltung zu voller und ungetrübter
«ettun gelangen.

Weiter verlangt das Programm, daß die Wehrkraft des
preußischenVolkes in jeder zweckentsprechenden Weise
erhöht und verstärktwerde. Denn kein Opfer könne zu
großsein, daß wir es nicht bringen sollten-wenn es gilt,
das Recht und die Ehre des Landes, so wie die Personen
und das Eigenthum seiner Bewohner gegen übermuthige,
kriegs- und eroberungssüchtigeNachbarn mit bewaffneter
Hand zu vertheidigen. Aber die Mittel, durch welchedie
Wehrkraft des Landes erhöhtwerden soll, müssenauch wirklich
zweckentsprechend sein. Diesem Zwecke entspricht es,
wie das Programm sagt,«wenndie Landwehr, den alten und

allein noch zu Rechte bestehendenGesetzen gemäß,erhalten
oder (befser gesagt) wiederhergestellt,wenn die Knaben im

ganzen Lande schonwährendder Schulsahre auchkörperlich
ausgebildet, und wenn wo möglichdie ganze erwachseneund

waffenfähigeJugend auch wirklich in den Waffengeübt
wird. Aber es widerspricht diesem Zwecke, wenn man

einen übergroßenTheil der Arbeitskräftedes Landes dadurch
lahm legt, daß man die ausgehobenejunge Mannschaft viel

länger falsnöthig ist, daß man sie sogar länger als zwei
Jahre im Friedensheerezurückhält.Eben so widerspricht
es diesem Zwecke,wenn man zur Erhaltung eines übermäßig

siziwßetistehendenHeexesschon im Frieden unsere Steuerkraft
V anlpAMM daß wir die Kosten eines Krieges (Falls der-

selbe ein wirklich großerund lange dauernder Krieg ist) un-

möglichnoch aufbringen können. Wir haben es längst gin-

esehen, wir haben es aber- in den Jahren, die 'eit er

bfafsungdes Programmsverflossenfind, auch in deiiiletzieu
amerikanischenKriegean einem lebendigenBeispiele erfahren,
daß wir ein Kriegsheer von ausreichenderStärke nur dann
auf die·nothwendigetangereDauer erhalten können, wenn
das Friedensheek Ulcht,größer und nicht kostspieligerist,
als der Zweck der Waffenubung und der Waffenbereitschaft
es unumgänglich erfordert.

Dann aber gedenktdas Programm auch der noch sehr
inangelhastenForderungen- die dem Ackerbau, dem Gewerbe
und dem Handel von Seiten der Staatsregierungzu Theil
wird; es gedenkt der vielen Gesetzeund Einrichtungen,durch
welche Ackerbau, Gewerbe und Handel in ihrem Gedeihen
sogar behindert werden. Es verlangt daher eine kräftigere
Förderungund insbesondere die rascheHinwegräumungaller
Hindernisse, die dem freien Gebrauche unserer Arbeitskräfte
und unserer Arbeitsmittel noch immer durch die Schuld der
Gesetze und der Staatseinrichtungen im Wege stehen. Es
weist darauf hin, daß die wirtbschaftlichenKräfte des Landes
schon darum von allen alten Fesseln befreit werden müssen,
damit wir die steigende Last der Abgaben und die Kosten
eines etwaigen ernsthaften Krieges auch wirklichzu tragen
vermögen.

Zum Schluß sagt dann das Programm, daß alle diese
Forderungen, so dringend sie auch immer sind, dennoch
blos »srommeWünsche«bleiben werden, so langedas Herren-
haus den Willen und die Macht habe, die Erfüllungderselben
durch sein bloßesNein zu verhindern. Darum sei es die

nächstePflicht des Volkes und seiner Vertreter, mit aller

Kraft auf verfassungsmäßigemWege darauf zu dringen, daß
das gegenwärtige Herrenhaus von Grund aus um-

gestaltet werde.

Gewiß ist das eine dringende Nothwendi keit. Aber die

Verfasser des Pro rat-miss- ikomiten damals d e spätere Aus-

legung der Verfa sung noch nicht kennen. Bekanntlichbat
man dieserneuen Auslegungsichbedient,um unter Veru-
fung auf sie, bereits im vierten Jahre ohne das

durch die Verfassung unbedingt gebotene Staats

haushaltsgexetzzu regieren. Man konnte aber ohne
ein Staatshaus altsgesetz regieren, weil es mö lich war, auch
ohne dasselbe alle Steuern und alle bgaben von

uns zu erheben. Und weil man ohne Staatshaushaltss
esetzregieren konnte, so hatte man nicht nöthig, dem

Zlbgeordnetenhauseauch nur eine einzige von allen-
deii Forderungen zu bewilligen, die das Pro-
gramm der Fortschrittspartei aufgestellt hat.

Zum Wohle des Landes aber müssen diese Forderungen
durchgesetztwerden. Und damit dies dereinst auf verfassungs-
inäßigemWege geschehenkönne, müssen wir zu unserem
Programme den Zusatz machen:

Es darf kein Pfennig mehr an direkten Steuern
erhoben werden, als die Volksvertretung all-

jährlich bewilligt. »

Dieser Zusatz hat den Rang noch vor der Umgestaltung
des Herrenhauses Ueberlegen wir, wie die Forderung
desselben auf verfassungs- ikUd gesetzmäßigem
Wege durchzusetzen ist! Haben wir sie durchgesetzt,dann

werden wir auch«eine Regierung hahsn,»welchedas Programm
der Fortschrittspartei zu dem ihrigen machen muß.

Politische Wochenfchau.
Preußen. Ja den jetzt wieder »provisokisch«getrennten

Elbherzogthümernhaben sich nun die verschiedenen"Verwal-
tiingen etablirt. JU Hvlstein hat der Statthalter v. Gablenz

eine ,herzoglicheLandesregierung«aus Landeskivdem eilt-
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eneral von Manteuffel in SchleswigSiisietz,«,sch1?2kss3sgRegierung«gründete,deren hauptsachliche
itglieder nicht dein Landeangehoren Bemerkenswerth ist

vor Allem daß die schleswzgsscheRegierung,»welcheden preußi-
schenANY im Wappen fuhrt, deinmilitarischewGouverneur
Unsergeokdnetist, währendin Holsteiii die »»herzogliche«Landes-

regierung selbstständigdie Verwaltung fuhrt iind der Statt-

halter nur eine hohere Instanz bildet. Am klarstenleuchtet
der Geist» in welchem die Verwaltung in beiden Ländchen
efühit werden wird, aus den Antrittsproklaniationen der
eiden Herren hervor. General von Manteuffel redet die

Schleswiger mit militärischer Kürze folgendermaßen»an:
,Durch den Vertrag von Gastein seid »J»hrdemnachsteinkr
besonderenVerwaltung unter»der »AutoritatSeiner Majestat
des Königs von Preußen uberwiesen worden. Das JWort
preußischeVerwaltung schließtden Gedanken;,Gerechtigkeit,
öffentlicheOrdnung, Beförderungder.allgemeinenWohlfghrt«
in sichein. Indem ichauf Befehl Seiner Majestat des Kiznigs
von Preußen heute das Gouvernementdes Herzogthumsuber-

nehme, versprecheichEuch zugleichvolle BerucksichtigungEurer

eigenenInteressen. Jch erwartevon Euch Gehorsam ge Indie Befehle Sr. Majestat und Vertrauen.·«
—

·i·e
anders sprichtHerr von Gab l enz. Obschonnicht minder Miti-

tär wie Herr von Manteuffel (pordem er sogarvoraus»hat,
daß er schonin mehreren Feldzugen mitgekampftundgeoßexte
selbstständiaeKorps geführt)sprichter mit einer Gutuiiithigåei

,

die auf die Norddeutfchennamentlich bei den naheliegenden
r

er-

gleichen urn so günstigerwirken muß,Folgendes:»Einwosner
des Herzogthums Holsteint Wir sind einander nicht unbe-
kannt, denn noch ist es nicht lange her, daß ich so glucklich
war, Euer schönesund gesegnetes Land zu betreten,um an

der Spitze eines kaiserlichenArmeekorps,im Verein mit den

alliirten königlichpreußischenTruppen in den Kampf zu ge-

hen, der Euere nationale Unabhängigkeitzur Folgegehabt

Eit. Jcb hoffe als kaiserlicher Statt alter au dasselbe
ntgegenkommen von Euch, wie es amals die»kaiser-

lichen Fahnen fanden. Mit voller Zuversicht zahle ich

auch diesmal auf Euren oft erprobtenbesonnenenCharak-
ter, auf Euren Sinn sur Gesetzlichkeit Diese zuveisichts
licheOeffnung erleichtert mir die Uebernahme meiner jetzi-

gen Mission, deren Schwierigkeiten ich nicht·verkenne —-

Schwierigkeiten,die jedoch durch Euere ruhigesund von

wahrem Patriotismns beseelte Haltung»uberivuuden
werden können. Mit allir Entschiedenh--itwill ich meinerseits
die unter Euch so hoch ausgebildete Selbstverwaltung
aufrecht erhalten und die Landeskind er vor Allem dabei

mitwirken lassen. Jch versprecheEuch die gewissenhasjeAkk-

wendung der bestehendenGesetze, die möglichsteFörderung
Eueres geistigen und materiellen Wohles, energischenUnd

fchUell«UVDUZUAder Admsnistration und str-ngeHandhabung
einer unparteiischen Rechtspflege Zum Zwecke eines

geregeltenununterbrochenenGeschäftegangeserlasseichgleich-
zeitig die erforderlichenVerordnungen,wodurch fur Zuichdie

Grundlagegewonnen wird, um den wirklichen Beduifuissen
des Landes Rechnung tra en zu können. Den Befugnisseu
der entscheidendenPolitik fernstehendbeseelt mich allein der
Gedanke- jedem Paiteigetriebe fremd, unablässis nur tie Ent-
wickelung der WohlfahrtdiesesLandes anzustrebenund durch
das Vertrauen der Bevölkerung gestützt, den be-

rechtigtenWiinscheuderselben entgegen zu kommen-«
Jn demselbenG ist, wie seine Proklamatioiilautet, hat
»ein-rat v. Manteussel Auch die Beamten angeredet; haupt-

sachllchdetenk tk stets den »G-—«h.oriam«,den sie den ,,Befehlen«
eUtiieiletizubringeuhätten·Wir fürchten,daß ein solches
treten keine guten Folgen haben wird, namentlichwenn wir

die jetzt dort vorgenommenen Beamtenabsetzungenund das

durch das Auftreten des preußischenLandxathsPrinzeii Hohen-
lohe begünstigteWiedererwachendes danischenEle»mentsin

Nordschleswighinzunehmen Wir haben treulicherwahnt,«daß
die Nordschleswiger auf die Hülfe des Auslande-sspekuliren5
daß sie ein Recht dazu haben, beweisen die in den setzten
Tagen bekannt gewordenen Roten Englands und Frankreichs
über den Vertrag von Gastein. DiesizRoten sind in einem

so scharfen,bei Diplomaten gar nichtiiblichenTone abgefaßtz
dasz die NorddeutscheAllgemeineZeitungachtTage langsteis
und fest behauptete,daß die Aktenstuckenichtacht sein konnten.
Sie sind aber ächt. Es ist leider so weit gekommen,daß ein

großer Theil von Deutschland eine gewisseGenugthuung
darüber enipsindetswenn das Ausland sich in unsere Innern
AngelegenheitenelUMlschts Wie würde ein solcherVersuch

. der Einmischung einmüthigvom ganzen deutschenLande nnd
der ganzen deutschenPresse zuriickgewiesenwerden, wenn die

Regierung mit der Landesveriretung in Eintracht lebte!

Mit Lauenburg ist die Sache in unerwarteter Weife
in’s Reine gekommen. Der

KonissrcBatLaiienburg als ein

eigenes Herzogthu»mUnd Unser-Aue»thaltungder bisherigen
Verfassung des Landchens sur seiu«konig»lich»esHaus in Besitz
genommen, indem er aus seinenPrivatmitteln die Absindurigs-
summe an Oesterreichzalklte und den Grafen Arniin als seinen
Koinmissarius nach Ratzeburg zur Besitzergreisimgschickte.
Jn den nächstenTagen schon wird der König selber, auf die
ihm vorgetragene Bitte eiiier Stände-Deputation,sichnach
Lauenburg begeben,um die Huldigun des Landes entgegen-
zUNehMeUsEs findet also eine Personal-Unionund keine
Einverleibung des Herzogthuins in Preußen statt. Wenn es
sichaber darum handelt, ob die Angelegenheitzur Kenntniß
und Genehmigung des Landtages gebracht werden soll, so
macht es keinen Unterschied,in welcherWeise die Verbindung
mit der Krone erfolgtist« Zur Erweiterungder Grenzendes
Staates (das ist die Annexion) bedarf es ebenso sehr der
Zustimmung der Landeevertretung wie zur Personal-Union,
denn nach der Verfassungmuß der Köni , wenn er die Re-
gierung eines zweiten Reiches antritt, si ener Zustimmung
versicheru. Fr ilich machte ein offiziösesO latt dieser Tage
die Bemerkung, daß Lauenburgkein »Reich«sei, weil es nur

50,000 Seelen zählt; doch ist das nur einer der bekannten
Scheue, welche die Offiziösenmitunter auf eigene Hand zur
Belustigung ihrer Brotgeber machen. Jm Auftrag der Re-
gierung ist es sicherlichnicht geschehen.

Der am I. Oktober in Frankfurt a. M. zusamineiitretende
Abgeordiietentag,wird, wie es scheint, sehr stark aus Mittel-
und Süddeutschlaud,aber nur äußerstschwachaus Oesterreich
und Preußen beschicktwerden. Die Oesterreicher,die im
Grunde niemals ein allzu lebhaftes Interesse an allgemeinen
deutschen Angelegenheitenhatten, haben jetzt zu Hause ihr
Augenmerknur darauf gerichtet, daß ihnen die Verfassung
nicht ganz unter den Füßen verschwinde;der Kopf wird ihnen
nicht sehr danach stehen, sich in Frankfurt über schleswkgs
holsteinischeAngslegenheitenzu erhitzen. Sie fürchtenNicht
Herrn v. Bieinarck,sondern die Ungarn- die dran und dran
sind, ihre 48 er Gesetzevollständigwiederzuerobernund dadurch
das R ich in zwei Hiifien zu see-»ev- Die preußischenMit-
glieder halten den Zeitpunkt zum Abgeordnetentagfür keinen

günstig gewählten. Es iaszt sich auch nicht bezweifeln,
Daß die schlesivig-holsteinischeFrage-, nachdem sie in ihre
jetzigeLage gekommenist- aui dein Abgeordnetentageschwer-
lich gefördertw rden kann. Was zu geschehenhat, inusz im

PreußischenAbgeordnetenhiusegeschehen,hier gilt es, das

Recht des PreußischenVolkes sowohl als des«Schiene-ig-
Holsteinischenzu wahren. Und je mehr sich die Situation



in den letzten Monaten abgeklärthat, se deutlicher die Be-

strebungen der Regierung in ihren neuesten Schritten heraus-
treten: desto fester sind wir überzeugt,daß das preußische
Abgeordnetenhausseinen Standpunkt in der scl)leswig-holstei-
nischen Frage, den es niemals verlassen hat, in der entschie-
deiistenWeise mit den verfassungsmäßigenMitteln zur Gel-

tung bringen wird. Reden und Beschlüsseauf dein Abgeord-
netentage, welche gegenwärtig,wo die öffentlicheMeinung l»ei-
der keine Beachtung mehr findet, ohne Resultat bleiben, wur-

den eben deshalb nicht nützen, sondern nur schaden und den

Gegnern willkommene Waffen liefern.
Gegen den Redakteur May ist jetzt in Perleberg dieUnter-

suchung eröffnet worden, nachdem das Kammergerichtdie Ver-

haftung desselbenbeschlossenhatte.
Die Zahl der politischenund Preßprozefseinehrt sichimmer

mehr. Der AbgeordneteDuncker wird nun ebenfalls bald
vor Gericht erscheinen,um sich über eine Aeußerunggegen
das Ministerium, die er im vorigen Jahre in einer Versamm-
lung von Nationalvereinsmit liedern gethan, zu rechtfertigen.
— Die Presse ist namentlichin Ostpreußen hart verfolgt.
Dort werden jetzt Tag für Tag die Blätter konsiszirt, we en

Mittheilung von Dingen, die in allen anderen preußis en

Blättern frank und frei gedrucktsind nnd von keinem Staats-
anwalt belästi t werden.

ansau. ie Landesregierunghat jetzt die Anklage ge en

den Abgeordneten Schenk wegen seiner Landtagsreda
in wel er

er die Behördengeschmähthaben sollte, zurü gezogen. Schenk
hatte sichgeweigert,sichseiner parlaineiitarischenAeußåerungenwe en zu verantworten, und das Plenum des Appe ations-

gerichts sollte eben darüber, ob dieseWeigerung begründetsei,
entscheiden, als die Zurückziehungerfolgte. Jst damit die

parlamentarische Redefreiheit auch faktisch wiederhergestellt,
so muß man doch bedauern, daß die gerichtlicheEntscheidung
nicht erfolgt ist und nicht künftige ähn iche Angriffe sur immer

ausgeschlossenhat.
Baden. Das Staatsministerium hat alle Behörden,

welche an den Budgetarbeiten Theil nehmen, aufgefordert,
bei den Voranschlägenfür das ordentlicheund außerordentliche
Budget mit möglichsterSparsamkeit zu Werke zu gehen, da eine

unabweisbare, bedeutende Mehrforderung des Ministeriums
—- nicht etwa fürmilitärischeZwecke,

—- fondernzur Erhöhung
der Gehalte der Volksschullehrer aus den Einnahme-
überschüssendes ordentlichen Budgets gedecktwerden müsse.

Aus Belgien wird gemeldet,daßder aus Frankreichnach
Velgien gesliichteteSchriftsteller Rogeard wegen Veröffent-
lichung einiger gegen den Kaiser Napoleon gerichtetenGedichte
aus
Brüsfelausgewiesen und mit Anwendung von Gewalt

über die -Hrenze(nach Preußen) gebracht worden ist. Die

belgischeRegierung.vermag derartige Maßregelnauszuführen
kraft eines jüngst von den Kammern ginehniigten Fremden-

esetzes,welches die öffentlicheMeinung des Landes im höch-
ten Grade schonwährend der Berathuiig aufgere t hat. Es

kamen damals lebhafte Demonstrationen vor, die sichjetzt bei

der Ausweisuiig Rogeards erneutem Jenes Gesetz ist ein

häßlicherFleck in der sonst soliberalenVerwaltung Belgiens.
Jn England hat das MinisteriumjetztVorsichtsmaßregeln

getroffen gegen die sogenannten,»Fenier.«Es sind dies Leute,
- welche den alten Plan der LosreißungJrlands von England

von Neuem in Szene setzenwollen und auf Zuzügeder nach
Amerika ausgewanderten Jrländer rechnen.

·

Ein Freund in Paris.
»

Jn Paris ist unter dein Titel »dieKonvention von Ga-

stein« ein Buch erschienen,welches sich die Aufgabe gestellt

l

hat, dieHandlungsweise des preußischenMinisterpräsidentem
des jetzigenGrafen Bismarck zu verherrlichen.Wir glauben, daß
der neue Graf alle Ursache hat, seinem über-eifrigenPariser
Freundedas bekannte Wort znziirufen: »Gott schätzemich
vor meinen Freunden!« Wenigstens können wir uns nicht
denken,daß es ihm angenehm sein wird zu lesen, wie sein
PariserLobredner ihn des Verbrechensdes Hochverraths ohne
Weiteresfiir fähig hält. Jn jenem Buche heißt es wört-

lich aus dein Französischen»übersetzi:»Gewiß hätte sich ein
Mann dieses Schlages, namlich Herr von Bismarck, nicht
gefürchtet,die Berliner Abgeordneten durch ein Bataillon
auseinander sprengen zu lassen oder die unumgänglicheAn-
nexion Schleswigs zu proklamiren, um alsdann die eine wie
die andere Maßregeldurch das all eineine Siiinmrecht gut-

gåißenzu lassen, welches, gut geleitet, sie mit erdrückender

ajorität geheiligt haben würde«
Der §61 des Strafgesetz-Buchesvom 14. April 1851 lautet:

»Ein Unternehmen, welches darauf abzielt:
. . . die Staatsverfassung gewaltsam abzu-
ändern . . . istHochverrath und soll mit dem
Tode bestraft werden«

Wenn also»der Pariser Lobredner von dem jetzigenGra-
fen Bismarck sagt: er hätte sich nicht »gefürchtet«, diese
durch das Gesetz mit dem Tode bedrohte Handlung zu be-

gehen, so leistet er ihm einen schlechtenDienst. Ob über-

haupt zum Begehen eines Verbrechens·Muthioder Furchtb-
si keit gehört, darüber wollen wir mit jenem Schriftsteller
nicht streiten, jeden Falls pflegt sich niemand dieser Furcht-
losigkeitzu rühmen. Außerdemist es bekannt, daß die Ver-

brecher gewöhnlichhoffen, sich den rechtlichenFolgen ihrer
strafbaren Handlungen entziehenzu können. Darauf scheint
auch der Verfa ser der «Konvention von Gastein«für seinen
Helden zu re net-» indem er hinzufü t: »das allgemeine
Stimmrecht wurde jene Maßangabe mi erdrückender Mehr-
heit geheiligthaben.«»Geheiligt!« Wie weit doch heuteder

Mißbrauchmit den Worten gehtl Ein Verbrechensollllge-heiligt werden können! Und wodurch? Durch das-a ge
meine Stimmrecht, welches in dieser Form eine gesetzliche
Geltung in Preußen gar nichthat, also nicht besteht. Und

noch dazu, wie ausdrücklichhinzugefügtwi3d,·durchdas »gut
geleitete«, oder richtiger gesagt: versalschte allgemeine
Stimmrecht.

Wir glauben, der Verfasser der »Konvention· von Ga-

stein« lebt schon zu lange in Pgiis und hat über der Be-

trachtung der französischenZustande vergessen,wie es in

Deutschland aussieht. Unser Volk ist wenig geneigt
den Satz anzuerkennen: Macht geht vor Recht, und

wird in der Unterjochung fremder Volksstämme
niemals einen Trost für den Verlust des eigenen
Rechtes finden. Es ist sich zu sehr bewußt, wie seine
ganze Macht in seinem Rechte wurzelt und verlangt von sei-
nen Staatslenkern vor

Cleslem
die Beobachtung deo öffent-

li en Re tes und der eetze. · . ·ch
Die liberalePartei in Preußenhat wahrlichnichtswider

die Einführung des allgemeinenStimmrechtes einzuwenden.
Nur muß die Entwicklung desselben auf gesetzlichemBoden
erfolgen. Ein jeder Vetslzch,das allgemeine Stimm-

recht zur .Heili ung« eines gewaltsamen Umstur-
zes unserer beschworenenStaatsverfassung zu be-

nutzen, müßte zerschellen an dem Rechtsslnvg Un-

seres Volkes, und der Staatsmann, welcher diesen

frevelhaften Versuch wagte, würde ihn, dem Ge-

setz gemäß, mit dem Tode büßen-
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